Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudtsache 1751 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Konjunkturpolitische Überprüfung der öffentlichen 
Ausgaben 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Verhütung weiterer Baukostensteigerungen, vor allem im Inter- 
esse der Weiterführung des sozialen Wohnungsbaus im bisherigen 

Umfange, ersucht der Bundestag die Bundesregierung, 

1. auf die Investitionsausgaben der öffentlichen Hand dahingehend 
Einfluß zu nehmen, daß die Dringlichkeit öffentlicher Bauvor- 
haben überprüft und ihre Inangriffnahme, Durchführung oder 
Fertigstellung dem Beschäftigungs- und Auftragsbestand der Bau- 
wirtschaft angepaßt und zur Vermeidung von Ballungen eine 
Streuung der öffentlichen Aufträge durchgeführt wird; 

2. soweit Bundesmittel zur Finanzierung von Investitionsvorhaben 
der öffentlichen Hand und privater Bauherren zur Verfügung 
gestellt sind oder werden, die Hergabe davon abhängig zu 
machen, daß die Dringlichkeit auch unter Berücksichtigung der 
Beschäftigungs- und Auftragslage der Bauwirtschaft überprüft ist; 

3. darauf hinzuwirken, daß bei den im Eigentum oder unter Ver- 
waltung des Bundes stehenden Unternehmungen und Betrieben 
die Investitionspolitik den Erfordernissen der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Konjunkturpolitik angepaßt wird; 

4. mit den vorzugsweise beteiligten öffentlichen Auftraggebern 
(Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, Bundesbahn, Bun- 
despost, Bundesautobahn) eine Verständigung über den voraus- 
sichtlichen Gesamtumfang der Bauvorhaben und ihre Finanzie- 
rung für einen größeren Zeitraum herbeizuführen, ähnlich wie 
es aufgrund des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 25. August 
1953 (BGBl. I S. 1047) für den sozialen Wohnungsbau seit 
Jahren geschieht, um damit der Bauwirtschaft längerfristige Dis- 
positionen hinsichtlich ihrer eigenen technischen Investitionen zu 
ermöglichen und stoßweise auftretende Überforderungen der 
Baukapazität zu vermeiden; 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf /Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



5. bei den hier vorgeschlagenen Maßnahmen den Vorrang des 
Wohnungsbaus und der Verkehrs wirtschaftlichen Investitionen 
zur Anerkennung zu bringen; 

6. dem Bundestag innerhalb vier Wochen über die verlangten 
Maßnahmen zu berichten. 


Bonn, den 11. Oktober 1955 


Dr. Krone und Fraktion 



